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dem die Ordnungsstrafe. Nach § 26 Abs. 1 Buchst, c OWG 
der CSSR beträgt die allgemeine obere Grenze 500 Kcs und 
bei Verletzungen der Straßenverkehrsordnung 1 000 Kcs (§ 32 
Buchst, b OWG der CSSR).8 9 Auf der Grundlage dieses allge­
mein und einheitlich festgelegten Strafrahmens entscheidet 
der Ordnungsstrafbefugte über die Höhe der im Einzelfall 
auszusprechenden Ordnungsstrafe. In der DDR hingegen ist 
der Strafrahmen in § 5 OWG für die Gesetzgebung vorge­
geben. Die danach in den Ordnungsstrafbestimmungen der 
einzelnen Rechtsvorschriften enthaltenen Ordnungsstrafmaß­
nahmen sind unterschiedlich festgelegt.

Vergleichbar mit der Einziehung nach dem OWG der DDR 
ist die im Ordnungswidrigkeitsrecht der CSSR geregelte 
Maßnahme des Verfalls und der Einziehung einer Sache. Der 
Verfall kann aber nur gemeinsam mit einer Ermahnung, 
einem öffentlichen Verweis oder einer Ordnungsstrafe aus­
gesprochen werden. Außerdem muß die betreffende Sache 
dem Rechtsverletzer gehören. Die als Schutzmaßnahme be- 
zeichnete Einziehung hingegen erfolgt selbständig gegenüber 
Dritten, um die Gesellschaft vor dem Einfluß bestimmter die 
Sicherheit von Personen, das Eigentum oder die Moral be­
drohender Gegenstände zu schützen.

Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten, die eindeutig 
festgestellt wurden und einen geringen Grad der Schuld auf­
weisen, können in beiden Ländern ermächtigte Mitarbeiter 
an Ort und Stelle eine Verwarnung mit Ordnungsgelds aus­
sprechen. Ihre obere Grenze beträgt in der CSSR 100 Kös, bei 
Verkehrsordnungswidrigkeiten 200 Kös und bei Zollordnungs­
widrigkeiten 500 Kcs. Lehnt der Bürger die Bezahlung des 
Ordnungsgeldes ab, leitet das zuständige Organ des Natio­
nalausschusses, der öffentlichen Sicherheit, der Zoll- oder 
der Finanzverwaltung ein Ordnungsstrafverfahren ein.

Ordnungsstrafverfahren

In der CSSR werden die meisten Ordnungsstrafverfahren 
entsprechend dem OWG und der Verwaltungsverfahrensord­
nung von den zuständigen Organen (Kommissionen und Ab­
teilungen) der Kreisnationalausschüsse durchgeführt. Die Na­
tionalausschüsse können auch spezielle Verwaltungskommis­
sionen für die Behandlung sämtlicher oder bestimmter Ord­
nungswidrigkeiten (z. B. Störungen des sozialistischen Zu­
sammenlebens) bilden, die sich aus drei Mitgliedern unter 
dem Vorsitz eines Abgeordneten zusammensetzen und mit 
Stimmenmehrheit beschließen. In diesem Verfahren, das in 
der Regel Verhandlungscharakter trägt, ist die Vorladung, 
die zwangsweise Vorführung mit Unterstützung der Organe 
der öffentlichen Sicherheit sowie die Einbeziehung von Zeu­
gen und Sachverständigen möglich.

Eingeleitet wird das Verfahren in der CSSR ebenfalls auf 
Anregung bzw. nach Hinweisen von Bürgern oder auf Grund 
von Feststellungen der zuständigen Organe. Außerdem kann 
die Einleitung des Ordnungsstrafverfahrens auch auf eine 
Anzeige eines Organs, insbesondere eines Organs der öffent­
lichen Sicherheit oder der Inspektionen öffentliche Ordnung 
der Nationalausschüsse hin erfolgen.10

Die Regelung der Fristen für die Durchführung des Ver­
fahrens stimmt in der DDR und der CSSR annähernd über­
ein. Die Verjährung wird in der CSSR nach Ablauf eines 
Jahres seit Begehung der Ordnungswidrigkeit wirksam. Hier 
wird nicht zwischen Begehung und Bekanntwerden unter­
schieden.

Unterschiedlich ist auch die Regelung der Wiedergutma­
chung des durch Ordnungswidrigkeiten verursachten mate­
riellen Schadens in beiden Ländern. Während in der DDR bei 
fehlender Bereitschaft des Rechtsverletzers zur Wiedergut­
machung diese durch staatliche oder gesellschaftliche Gerichte 
durchgesetzt werden kann, ist in § 27 OWG der CSSR die 
Verpflichtung zur Schadenswiedergutmachung unmittelbar 
im Ordnungsstrafeverfahren möglich. Voraussetzung ist, daß 
die Schadenshöhe genau festgestellt wurde bzw. ohne Schwie­
rigkeiten zu ermitteln ist. Ist dies nicht der Fall, hat der Ge­
schädigte seinen Anspruch bei einem staatlichen Gericht gel­
tend zu machen.

Als Rechtsmittel gibt es — ähnlich der Beschwerde nach 
dem OWG der DDR — im Ordnungswidrigkeitsrecht der

Juristen für Frieden und internationale Sicherheit
Auf Einladung der Vereinigung der Juristen der DDR 
weilte vom 8. bis 15. Mai 1984 eine Delegation der Ver­
einigung Demokratischer Juristen Finnlands zu einem 
Studienbesuch in der Deutschen Demokratischen Republik.

In dem nach Abschluß des Aufenthaltes durch das Vor­
standsmitglied der finnischen Juristenvereinigung Pro­
fessor Dr. Pekko Koskinen und den Generalsekretär der 
VdJ der DDR, Dr. Ulrich Roehl, Unterzeichneten gemein­
samen Kommuniquö heißt es:

In Gesprächen und Begegnungen mit Juristen in der 
Hauptstadt Berlin, in Potsdam und Dresden machten sich 
die finnischen Gäste mit der Entwicklung und Praxis des 
sozialistischen Rechts, mit der Rechtspflege in der DDR 
und mit der gesellschaftlichen Tätigkeit der Juristenver­
einigung bekannt. Die finnischen Juristen informierten 
ihre Gastgeber über die Rechtsentwicklung in der Repu­
blik Finnland und über das Wirken der demokratischen 
Juristen.

In den Diskussionen sowie auf einem gemeinsamen 
Seminar, das juristischen Aspekten der Friedenssicherung 
gewidmet war, hoben die Vertreter beider Vereinigun­
gen die Verantwortung aller fortschrittlichen Juristen 
hervor, in der verschärften internationalen Lage aktiv 
zur Sicherung des Friedens, als der wichtigsten Aufgabe 
der Gegenwart, beizutragen.

Das in der Charta der Vereinten Nationen verankerte 
Verbot der Anwendung und Androhung von Gewalt in 
den zwischenstaatlichen Beziehungen zu bekräftigen und 
seine unabdingbare Achtung in den internationalen Be­
ziehungen zu gewährleisten, erachten beide Seiten als be­
deutsamen Schritt zur Festigung der Sicherheit und zum 
Abbau der Spannungen

Sie begrüßen in diesem Zusammenhang die im Appell 
der Warschauer Vertragsstaaten ergriffene Initiative, 
einen Vertrag über den gegenseitigen Verzicht auf die 
Anwendung militärischer Gewalt und die Aufrechterhal­
tung friedlicher Beziehungen zwischen den Staaten des 
Warschauer Vertrages und denen der NATO abzuschlie­
ßen und analoge Verpflichtungen gegenüber nichtpakt­
gebundenen und neutralen Staaten zu übernehmen.

Die Gesprächspartner betrachten kernwaffenfreie Zo­
nen, insbesondere die Schaffung einer kernwaffenfreien 
Zone in Nordeuropa, für die die Vereinigung Demokrati­
scher Juristen Finnlands aktiv eintritt, als bedeutsame 
Schritte zu einem Europa, das ohne Kernwaffen und ohne 
Kriegsgefahr die friedliche Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten entwickeln kann.

Die Vereinigung Demokratischer Juristen Finnlands 
und die Vereinigung der Juristen der DDR werden ihre 
freundschaftliche Zusammenarbeit bilateral wie interna­
tional in bewährter Weise fortsetzen und vor allem zur 
Wahrung des Friedens und zur Stärkung der internatio­
nalen Sicherheit beitragen.

CSSR die Berufung. Sie hat stets aufschiebende Wirkung. 
Ausnahmefälle zur besseren Gewährleistung der erzieheri­
schen Wirksamkeit von Ordnungsstrafmaßnahmen, die in 
§ 33 Abs. 1 OWG der DDR geregelt sind, gibt es im Beru­
fungsverfahren der CSSR nicht.

Rechtskräftige Entscheidungen können in der CSSR durch 
die Wiederaufnahme des Verfahrens sowie im Verfahren 
über den Protest des Staatsanwalts aufgehoben bzw. geän­
dert werden. Dies ist ja auch in der DDR nach § 35 OWG 
möglich; hier können die Entscheidungen, die der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit widersprechen, zugunsten des Rechts­
verletzers innerhalb eines Jahres nach Erlaß der Entschei­
dung von dem entscheidenden Organ, dem zuständigen Be­
schwerdeorgan oder weiter übergeordneten Organ aufgeho­
ben werden.

8 Devisen- und Zollordnungswidrigkeiten können mit einer Ord­
nungsstrafe in Höhe bis zu 5 000 Kös geahndet werden. Für Ord­
nungswidrigkeiten im Bauwesen ist eine Ordnungsstrafe bis zu 
20 000 Kös angedroht.

9 Im Tschechischen als „Blockstrafe“ (blokovä pokuta) bezeichnet.
10 Diese Inspektionen, die in Städten mit mehr als 40 000 Einwohnern

vom Nationalausschuß gebildet werden können, werden vornehm­
lich kontrollierend, vorbeugend und informierend tätig; ermäch­
tigte Angehörige können Verwarnungen mit Ordnungsgeld aus- 
sprechen (vgl. VO der Regierung der CSR Nr. 1/1972 über die In­
spektionen der öffentlichen Ordnung der Nationalausschüsse i. d. F. 
der VO Nr. 153/1982 bzw. VO der Regierung der SSR Nr. 18/1972 
i. d. F. der VO Nr. 157/1982).


